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A. Problem und Ziel

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat mit der Regierung
der Republik Türkei ein Abkommen über die Zusammenarbeit bei der
Bekämpfung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung, insbesondere
des Terrorismus und der Organisierten Kriminalität, unterzeichnet. Ziel
des Abkommens ist es, die Wirksamkeit der Zusammenarbeit bei der
Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität zu steigern und
dadurch die Innere Sicherheit in den Vertragsstaaten zu erhöhen.

B. Lösung

Durch den Gesetzentwurf sollen die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des
Grundgesetzes erforderlichen Voraussetzungen für die Ratifizierung
des Abkommens geschaffen werden.

C. Alternativen

Keine

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes
zu dem Abkommen vom 3. März 2003
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Regierung der Republik Türkei
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
von Straftaten mit erheblicher Bedeutung, insbesondere des
Terrorismus und der Organisierten Kriminalität
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D. Finanzielle Auswirkungen

Keine

2. Vollzugsaufwand

Kein zusätzlicher Vollzugsaufwand

E. Sonstige Kosten

Den Wirtschaftbeteiligten entstehen keine zusätzlichen Kosten.
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Dem in Ankara am 3. März 2003 unterzeichneten Abkommen zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik
Türkei über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von Straftaten mit erheb-
licher Bedeutung, insbesondere des Terrorismus und der Organisierten Krimina-
lität, wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 10 Abs. 1 in Kraft
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

E n t w u r f

Gesetz
zu dem Abkommen vom 3. März 2003

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Regierung der Republik Türkei

über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung
von Straftaten mit erheblicher Bedeutung,

insbesondere des Terrorismus und der Organisierten Kriminalität

Vom 2003
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Begründung zum Vertragsgesetz

Zu Artikel 1

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht.

Zu Artikel 2

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 10
Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten, da Kosten für die private Wirt-
schaft und private Verbraucher nicht entstehen.
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Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und

die Regierung der Republik Türkei –

bestrebt, die freundschaftlichen Beziehungen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei weiter zu
festigen und zu entwickeln, Wohlstand und Stabilität in Frieden
in beiden Staaten zu fördern und die beiderseitige Zusammen-
arbeit auf der Grundlage der gegenseitigen Achtung der Souve-
ränität, der Gleichberechtigung und des beiderseitigen Nutzens
zu verstärken,

besorgt über das Anwachsen der Kriminalität, insbesondere
des internationalen Terrorismus und der internationalen Organi-
sierten Kriminalität,

geleitet von dem Bestreben, die Bürger ihrer Staaten und
andere Personen in ihrem Hoheitsgebiet wirksam vor terroristi-
schen und sonstigen kriminellen Handlungen zu schützen,

in Anerkennung der großen Bedeutung der internationalen
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus und der
Organisierten Kriminalität und in dem Wunsch, die Wirksamkeit
der Zusammenarbeit in diesem Bereich zu steigern,

eingedenk der Ziele und Prinzipien der internationalen Über-
einkünfte, die die beiden Vertragsparteien ratifiziert haben,
sowie der Resolutionen der Vereinten Nationen und ihrer
Sonderorganisationen im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung,
insbesondere der Resolution Nr. 1373 des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen vom 28. September 2001,

unter Hervorhebung der Notwendigkeit und Wichtigkeit des
Europäischen Übereinkommens zur Bekämpfung des Terroris-
mus vom 27. Januar 1977, insbesondere der Artikel 1 und 2,

unter Beachtung der Grundprinzipien des Völkerrechts und
des Schutzes der Menschenrechte, wie sie in der Charta der
Vereinten Nationen definiert sind –

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

(1) Die Vertragsparteien arbeiten nach Maßgabe ihres inner-
staatlichen Rechts bei der Bekämpfung von Straftaten mit
erheblicher Bedeutung zusammen, insbesondere bei terroristi-
schen Straftaten und solchen, die unter Einbeziehung organi-
sierter krimineller Strukturen begangen werden.

(2) Sofern organisierte kriminelle Strukturen bei der Tat-
planung oder -begehung erkennbar sind, arbeiten die Vertrags-
parteien nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts unabhän-
gig von der Schwere der Straftat zusammen, insbesondere bei
der Bekämpfung von:

Abkommen
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und der Regierung der Republik Türkei
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung

von Straftaten mit erheblicher Bedeutung,
insbesondere des Terrorismus und der Organisierten Kriminalität
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– illegaler Herstellung und illegalem Verkehr von Betäubungs-
mitteln und psychotropen Substanzen, im Weiteren Rausch-
gift genannt, sowie von Vorläufersubstanzen hierzu,

– Terrorismus,

– Einschleusung von Ausländern, Menschenhandel und Zu–
hälterei,

– Erpressung,

– unerlaubtem Verkehr mit Waffen, Sprengstoffen, nuklearen
und radioaktiven Materalien,

– Eigentumskriminalität,

– illegalem Handel mit Kunstwerken und Antiquitäten,

– Computerkriminalität,

– Urheberrechtsverletzungen,

– Herstellung und Verbreitung von Falschgeld, Fälschung von
unbaren Zahlungsmitteln oder Wertpapieren sowie Verwen-
dung gefälschter unbarer Zahlungsmittel oder Wertpapiere,

– Geldwäsche,

– Fälschung und Verfälschung von Dokumenten und öffent-
lichen Urkunden.

(3) Im Sinne dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck
„terroristische Handlungen“ eine der nachstehend aufgeführten
vorsätzlichen Handlungen, die durch ihre Art oder ihren Kontext
ein Land oder eine internationale Organisation ernsthaft schä-
digen kann und im innerstaatlichen Recht als Straftat definiert
ist, wenn sie mit dem Ziel begangen wird:

1. die Bevölkerung auf schwerwiegende Weise einzuschüch-
tern oder

2. eine Regierung oder eine internationale Organisation un-
berechtigterweise zu einem Tun oder Unterlassen zu
zwingen oder

3. die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen
oder sozialen Grundstrukturen eines Landes oder einer
internationalen Organisation ernsthaft zu destabilisieren
oder zu zerstören:

a) Anschläge auf das Leben einer Person, die zum Tode
führen können,

b) Anschläge auf die körperliche Unversehrtheit einer
Person,

c) Entführung oder Geiselnahme,

d) weitreichende Zerstörung an einer Regierungseinrich-
tung oder einer öffentlichen Einrichtung, einem Ver-
kehrssystem, einer Infrastruktur, einschließlich eines
Informatiksystems, einer festen Plattform, die sich auf
dem Festlandsockel befindet, einem allgemein zugäng–
lichen Ort oder einem Privateigentum, die Menschen-
leben gefährden oder zu erheblichen wirtschaftlichen
Verlusten führen kann,

e) Kapern von Luft- und Wasserfahrzeugen oder von ande-
ren öffentlichen Verkehrsmitteln oder Güterverkehrs-
mitteln,

f) Herstellung, Besitz, Erwerb, Beförderung oder Bereit-
stellung oder Verwendung von Schusswaffen, Spreng-
stoffen, Kernwaffen, biologischen und chemischen Waf-
fen sowie die Forschung und Entwicklung in Bezug auf
biologische und chemische Waffen,

g) Freisetzung gefährlicher Stoffe oder Herbeiführen eines
Brandes, einer Explosion oder einer Überschwemmung,
wenn dadurch das Leben von Menschen in Gefahr
gebracht wird,

h) Manipulation oder Störung der Versorgung mit Wasser,
Strom oder anderen lebenswichtigen natürlichen Res-
sourcen, wenn dadurch das Leben von Menschen in
Gefahr gebracht wird,
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i) Drohung mit Begehung einer der unter den Buchstaben
a) bis h) genannten Straftaten,

j) Anführen einer terroristischen Vereinigung,

k) Beteiligung an den Aktivitäten einer terroristischen Ver-
einigung einschließlich durch Bereitstellung von Infor-
mationen oder materiellen Mitteln oder durch jegliche
Art der Finanzierung ihrer Aktivitäten in dem Wissen,
dass diese Beteiligung zu den kriminellen Aktivitäten der
Gruppe beiträgt.

Im Sinne dieses Absatzes bezeichnet der Ausdruck „terroris-
tische Vereinigung“ einen auf längere Dauer angelegten organi-
sierten Zusammenschluss von mehr als zwei Personen, die in
Verabredung handeln, um terroristische Handlungen zu bege-
hen. Der Ausdruck „organisierter Zusammenschluss“ bezeich-
net einen Zusammenschluss, der nicht zufällig zur unmittel-
baren Begehung einer terroristischen Handlung gebildet wird
und der nicht notwendigerweise förmlich festgelegte Rollen für
seine Mitglieder, eine kontinuierliche Mitgliedschaft oder eine
ausgeprägte Struktur hat.

(4) Dieses Abkommen berührt nicht die Fragen der Aus-
lieferung und der sonstigen Rechtshilfe in Strafsachen sowie
die Unterstützung und Rechtshilfe in Fiskalsachen.

Artikel 2

Zum Zwecke der Umsetzung dieses Abkommens erfolgt die
Zusammenarbeit der Vertragsparteien unmittelbar zwischen
ihren folgenden zuständigen Behörden:

auf deutscher Seite:

– Bundesministerium des Innern,

– Bundesministerium für Gesundheit,

– Bundeskriminalamt,

– Grenzschutzdirektion,

– Zollkriminalamt;

auf türkischer Seite:

– Innenministerium,

– Gesundheitsministerium,

– Staatssekretariat für Zoll des Ministerpräsidiums.

Artikel 3

Zum Zwecke der Zusammenarbeit werden die Vertrags-
parteien

– im Rahmen ihres innerstaatlichen Rechts Informationen über
begangene oder geplante Straftaten, über Tätergruppen,
deren Strukturen, Verbindungen und Methoden ihrer Tätigkeit
austauschen, soweit dies für die Verhütung, Aufklärung und
Ermittlung von Straftaten von erheblicher Bedeutung erfor-
derlich ist,

– auf Ersuchen die nach dem Recht der jeweils ersuchten Ver-
tragspartei zulässigen Maßnahmen sowie abgestimmte ope-
rative Maßnahmen zur Verhütung, Aufklärung und Ermittlung
von Straftaten durchführen, wobei sie im Rahmen ihres inner-
staatlichen Rechts und vorbehaltlich des Artikels 1 Absatz 3
die Anwesenheit von Vertretern der zuständigen Behörden
der anderen Seite bei der Durchführung operativer Maßnah-
men gestatten können,

– gemeinsame Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Her-
stellung und des illegalen Verkehrs von Rauschgift und Vor-
läufersubstanzen hierzu durchführen,

– Erfahrungen über die Überwachung des legalen Verkehrs von
Rauschgift und von Vorläufersubstanzen hierzu austauschen
und Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs ergrei-
fen,

– im Rahmen ihres innerstaatlichen Rechts und der bestehen-
den internationalen Verpflichtungen kontrollierte Lieferungen
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im Hinblick auf den unerlaubten Handel mit Rauschgift und
Vorläufersubstanzen durchführen und einander durch enge
Zusammenarbeit bei den damit verbundenen Finanzermitt-
lungen unterstützen,

– bei Bedarf nach gegenseitiger Abstimmung Verbindungs-
beamte entsenden,

– nach Möglichkeit Fachleute zur Fortbildung und zum Erfah-
rungsaustausch entsenden,

– kriminalistisch-kriminologische Forschungsergebnisse aus-
tauschen,

– im Rahmen ihres innerstaatlichen Rechts andere Maßnah-
men ergreifen, die den Zielen dieses Abkommens und Ver-
pflichtungen aus anderen für beide Staaten verbindlichen
völkerrechtlichen Verträgen entsprechen.

Artikel 4

(1) Die Vertragsparteien werden zur Bewertung der Umset-
zung dieses Abkommens und der Zweckmäßigkeit seiner
Ergänzung oder Änderung bei Bedarf Konsultationen durch-
führen.

(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können
Arbeitsgruppen einrichten, Expertentreffen durchführen und
Vereinbarungen zur Durchführung dieses Abkommens schlie-
ßen.

Artikel 5

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die Erfüllung
eines Ersuchens oder die Durchführung anderer Maßnahmen
der Zusammenarbeit die Souveränität oder die Sicherheit des
Staates beeinträchtigen kann oder den Grundsätzen seines
eigenen Rechts, seinen internationalen Verpflichtungen oder
anderen wesentlichen Interessen des Staates widerspricht, so
kann die Erfüllung des Ersuchens oder die Durchführung ande-
rer Maßnahmen ganz oder teilweise verweigert oder von Bedin-
gungen oder Auflagen abhängig gemacht werden.

(2) Die Unterstützung kann auch verweigert werden, wenn
die Handlung, deretwegen das Ersuchen erging, nach dem im
Staat der ersuchten Vertragspartei geltenden Recht keine straf-
bare Handlung ist.

(3) Die ersuchende Vertragspartei wird über die Verwei-
gerung, in der Regel unter Angabe der Gründe, schriftlich unter-
richtet.

Artikel 6

Unter Beachtung des innerstaatlichen Rechts jeder Vertrags-
partei erfolgen Übermittlung und Verwendung von personen-
bezogenen Daten, im Weiteren Daten genannt, im Rahmen
dieses Abkommens durch die in Artikel 2 genannten Stellen der
Vertragsparteien nach Maßgabe folgender Bestimmungen:

1. Die empfangende Stelle einer Vertragspartei unterrichtet die
übermittelnde Stelle der anderen Vertragspartei auf Er-
suchen über die Verwendung der übermittelten Daten und
über die dadurch erzielten Ergebnisse.

2. Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu
den in diesem Abkommen bezeichneten Zwecken und zu
den durch die übermittelnde Stelle vorgegebenen Bedin-
gungen zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zur
Verhütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher
Bedeutung sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen
Gefahren für die öffentliche Sicherheit zulässig.

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt-
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem
jeweiligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungs-
verbote zu beachten. Die Übermittlung der Daten unter-
bleibt, wenn die übermittelnde Stelle Grund zu der Annahme
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hat, dass dadurch gegen den Zweck eines innerstaatlichen
Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Interessen
der betroffenen Personen beeinträchtigt würden. Erweist
sich, dass unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt
werden durften, übermittelt worden sind, so ist dies dem
Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die
Berichtigung oder Löschung unverzüglich vorzunehmen.

4. Einer Person ist auf Antrag über die zu ihr vorhandenen
Daten sowie über deren vorgesehenen Verwendungszweck
Auskunft zu erteilen. Ihr Recht auf Auskunftserteilung richtet
sich nach dem innerstaatlichen Recht der Vertragspartei, in
deren Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. Die Ertei-
lung einer solchen Auskunft kann verweigert werden, wenn
das Interesse des Staates, die Auskunft nicht zu erteilen,
das Interesse des Antragstellers überwiegt.

5. Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung von
Daten auf die nach ihrem innerstaatlichen Recht vorgese-
henen Fristen für die Aufbewahrung dieser Daten hin, nach
deren Ablauf sie gelöscht werden müssen. Unabhängig von
diesen Fristen sind die übermittelten Daten zu löschen,
sobald sie für den Zweck, für den sie übermittelt worden
sind, nicht mehr erforderlich sind.

6. Die übermittelnde und die empfangende Stelle stellen
sicher, dass die Übermittlung und der Empfang der Daten
aktenkundig gemacht werden.

7. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver-
pflichtet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefug-
ten Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte
Bekanntgabe zu schützen.

Artikel 7

Anfragen, Informationen und Dokumente, die nach Maßgabe
dieses Abkommens eingehen, werden auf Bitte der übermitteln-
den Stelle von der anderen Vertragspartei vertraulich behandelt.
Der Grund für eine solche Bitte ist anzugeben.

Artikel 8

(1) Die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens
erfolgt in der deutschen, türkischen oder englischen Sprache.

(2) Ersuchen um Auskunft oder Durchführung von Maß-
nahmen nach diesem Abkommen werden von den in Artikel 2
genannten zuständigen Stellen schriftlich direkt übermittelt. In
dringenden Fällen kann das Ersuchen auch mündlich über-
mittelt werden, es muss aber unverzüglich schriftlich bestätigt
werden.

(3) Die mit der Erledigung eines Ersuchens verbundenen
Kosten trägt die ersuchte Seite mit Ausnahme der Reisekosten
für Vertreter der ersuchenden Seite.

Artikel 9

Durch dieses Abkommen werden die in zweiseitigen oder
mehrseitigen Verträgen enthaltenen Rechte oder Verpflich-
tungen der Vertragsparteien nicht berührt.

Artikel 10

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in
Kraft, an dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben,
dass die innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten
erfüllt sind, wobei der Tag des Eingangs der letzten Mitteilung
maßgebend ist.

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen. Es kann von jeder Vertragspartei durch Notifikation ge-
kündigt werden. Die Kündigung wird sechs Monate nach dem
Zeitpunkt wirksam, nachdem sie der anderen Vertragspartei
zugegangen ist.
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Artikel 11

Die Registrierung dieses Abkommens beim Generalsekre-
tariat der Vereinten Nationen nach Artikel 102 der Charta der
Vereinten Nationen wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten
von der Regierung der Bundesrepublik Deutschland veranlasst.
Die andere Vertragspartei wird unter Angabe der erteilten VN-
Registrierungsnummer unterrichtet, sobald diese vom General-
sekretariat der Vereinten Nationen bestätigt worden ist.

Geschehen zu Ankara am 3. März 2003 in zwei Urschriften,
jede in deutscher und türkischer Sprache, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland
Almanya Federal Cumhuriyeti Hükümeti Adına

R u d o l f  S c h m i d t
O t t o  S c h i l y

Für die Regierung der Republik Türkei
Türkiye Cumhuriyeti Hükümeti Adına

A b d ü l k a d i r  A k s u
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A l l g e m e i n e s

Die internationale Staatengemeinschaft hat der Organi-
sierten Kriminalität und dem Terrorismus weltweit den
Kampf angesagt. Die Änderung der wirtschaftlichen und
politischen Verhältnisse in Ost- und Südosteuropa seit
Anfang der 90er Jahre ging mit einem Anstieg der grenz-
überschreitenden Kriminalität einher. Auch die Bedro-
hung durch den Terrorismus ist allgegenwärtig. Die
Planung und Durchführung terroristischer Akte erfolgen
häufig staatsübergreifend. Der Abschluss bilateraler
Abkommen mit dem Ziel, die Zusammenarbeit der
zuständigen Behörden zu verbessern, stellt ein wirksa-
mes Mittel zur gemeinsamen Bekämpfung der Organi-
sierten Kriminalität, des Terrorismus und anderer Straf-
taten mit erheblicher Bedeutung dar.

Vor diesem Hintergrund hat die Regierung der Bundes-
republik Deutschland am 3. März 2003 ein entsprechen-
des Abkommen mit der Regierung der Republik Türkei
unterzeichnet. Dieses Abkommen soll die erforderlichen
Rechtsgrundlagen für eine intensivere Zusammenarbeit
schaffen.

Das Abkommen lässt sich in verschiedene Bereiche
unterteilen. Artikel 1 bezeichnet den Gegenstand der
Zusammenarbeit unter Hervorhebung bestimmter
Deliktsbereiche. Artikel 2 benennt die zuständigen
Behörden. Die Artikel 3 und 4 regeln die einzelnen For-
men der Zusammenarbeit. Die Artikel 5 bis 9 enthalten
allgemeine Bestimmungen über die Rahmenbedingun-
gen für die Zusammenarbeit und regeln insbesondere
den Austausch personenbezogener Daten. Die Artikel 10
und 11 enthalten die üblichen Schlussbestimmungen.
Die einzelnen vertraglichen Regelungen sind ganz über-
wiegend solchen aus bereits geschlossenen Verträgen
mit anderen Staaten nachgebildet.

I m E i n z e l n e n

Z u  A r t i k e l  1

In Artikel 1 wird zunächst in allgemeiner Form der Gegen-
stand der durch die Abkommen vorgesehenen Zusam-
menarbeit festgelegt. Das Abkommen soll den Vertrags-
parteien die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei der
Bekämpfung des Terrorismus und von Straftaten mit
erheblicher Bedeutung ermöglichen, insbesondere
sofern sie unter Einbeziehung organisierter krimineller
Strukturen begangen werden. Dabei wird klargestellt,
dass die Zusammenarbeit nach Maßgabe des jeweiligen
innerstaatlichen Rechts erfolgt. Hervorgehoben werden
sodann bestimmte Deliktsbereiche als Schwerpunkte der
Zusammenarbeit, gleichzeitig wird aber klargestellt, dass
diese Aufzählung nicht abschließend ist („insbeson-
dere“).

In Absatz 3 werden die Begriffe „terroristische Handlung“
und „terroristische Vereinigung“ näher definiert. 

Absatz 4 stellt klar, dass Fragen der Rechtshilfe in Straf-
sachen und Fragen der Rechtshilfe in Fiskalsachen von
den Regelungen des Abkommens nicht erfasst werden.

Z u  A r t i k e l  2

Artikel 2 enthält eine Aufzählung der für die Durchführung
des Abkommens zuständigen Stellen der Vertrags-

parteien. Die Vorgaben des § 3 des Bundeskriminalamt-
gesetzes sind hierbei gewahrt.

Z u  A r t i k e l  3

Artikel 3 führt neben allgemeinen Formen der Zusam-
menarbeit in den Bereichen Informations- und Erfah-
rungsaustausch, abgestimmte operative Maßnahmen
und Überwachung und Bekämpfung der Rauschgift-
kriminalität auch konkrete Zusammenarbeitsformen (Ent-
senden von Verbindungsbeamten, Austausch von Fach-
leuten sowie von Forschungsergebnissen) auf. Dabei
wird durch die Formulierungen „bei Bedarf“ und „nach
Möglichkeit“ klargestellt, dass diese Zusammenarbeits-
formen nicht zwingend sind, sondern den Vertragspartei-
en die Möglichkeit offen stehen soll, die konkrete Ent-
scheidung über diese Formen der Zusammenarbeit unter
anderem von den jeweiligen Kapazitäten sowie einer
kriminalistischen Bewertung abhängig zu machen.

Z u  A r t i k e l  4

Artikel 4 Abs. 1 sieht bei Bedarf Konsultationen zur Eva-
luierung der auf der Grundlage des Abkommens erreich-
ten Zusammenarbeit vor. Absatz 2 eröffnet den Vertrags-
parteien die Möglichkeit, zur Durchführung des Abkom-
mens gegebenenfalls erforderliche Verfahrensregelungen
zu treffen und Expertentreffen zu vereinbaren.

Z u  A r t i k e l  5

Artikel 5 gestattet es jedem Vertragsstaat, einzelne 
Maßnahmen der Zusammenarbeit aus den in der Vor-
schrift genannten Gründen zu unterlassen oder an
Bedingungen oder Auflagen zu knüpfen. Hierüber soll
der ersuchende Vertragsstaat, in der Regel unter Angabe
von Gründen, unterrichtet werden. Im Falle der Übermitt-
lung personenbezogener Daten trifft allerdings Artikel 6
eine spezielle und abschließende Regelung.

Z u  A r t i k e l  6

Artikel 6 stellt für die Verwendung personenbezogener
Daten, die im Rahmen der vertraglichen Zusammenarbeit
dem jeweils anderen Vertragsstaat übermittelt werden,
ein eigenständiges Datenschutzregime auf. Eine Verwen-
dung von Daten im Sinne von Artikel 6 liegt – in Überein-
stimmung mit der Begrifflichkeit des Bundesdaten-
schutzgesetzes (§ 3 Abs. 4 und 5 BDSG) – bei jeder
Form des Umgangs mit personenbezogenen Daten vor,
die nicht Erheben ist. Eingeschlossen sind demnach
sowohl die Verarbeitung als auch die Nutzung von Daten.

Artikel 6 Nr. 1 sieht einen Unterrichtungsanspruch der
übermittelnden Stelle einer Vertragspartei über die Ver-
wendung der übermittelten Daten und die dadurch erziel-
ten Ergebnisse durch die empfangende Stelle der ande-
ren Vertragspartei vor. Nummer 2 formuliert den Grund-
satz, dass personenbezogene Daten, die aufgrund des
Vertrages dem anderen Vertragsstaat übermittelt wur-
den, von diesem nur zu den im Vertrag festgelegten
Zwecken und zu den Bedingungen, die die übermittelnde
Stelle im Einzelfall stellt, verwendet werden dürfen. Eine
Ausnahme ist nur zur Verhütung und Verfolgung von
Straftaten von erheblicher Bedeutung sowie zur Abwehr
von erheblichen Gefahren für die öffentliche Sicherheit
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zulässig. Alltags- und Kleinkriminalität fallen nicht unter
diese Voraussetzungen.

Nummer 3 unterwirft die Übermittlung und Verwendung
der Daten durch die Stellen der Vertragsparteien dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und verpflichtet zur
Korrektur. Nummer 4 schreibt die Rechtsposition des
Betroffenen auf Auskunft grundsätzlich fest. Die Num-
mern 5 bis 7 enthalten Regelungen zur Löschung, zur
Nachweisführung für die Übermittlung und zur Sicherung
der Daten.

Z u  A r t i k e l  7

Artikel 7 betrifft die Möglichkeit der vertraulichen
Behandlung von Anfragen, Informationen und Dokumen-
ten, sofern dies von der ersuchenden Stelle erbeten wird
und der Grund für diese Bitte angegeben ist.

Z u  A r t i k e l  8

Zur Erleichterung der Zusammenarbeit der in Artikel 2
benannten Behörden sieht Artikel 8 Abs. 1 vor, dass die
Zusammenarbeit in der deutschen, türkischen oder eng-
lischen Sprache erfolgt.

Absatz 2 schreibt als Grundsatz die Schriftform der
Übermittlung von Ersuchen nach diesem Abkommen vor.

Absatz 3 sieht vor, dass im Grundsatz die ersuchte Ver-
tragspartei die mit der Erledigung des Ersuchens verbun-
denen Kosten zu tragen hat.

Z u  A r t i k e l  9

Artikel 9 stellt klar, dass sonstige völkerrechtliche Über-
einkünfte, deren Partei die Vertragsstaaten sind, unbe-
rührt bleiben.

Z u  A r t i k e l  1 0

Artikel 10 enthält die üblichen Regelungen zum Inkraft-
treten und zur Kündigung des Vertrages.

Z u  A r t i k e l  1 1

Gemäß Artikel 11 übernimmt es die Bundesrepublik
Deutschland, das Abkommen gemäß Artikel 102 der
Charta der Vereinten Nationen registrieren zu lassen.
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